
  

Interpellation Nr. 12 (März 2017) 

betreffend staatliche Subventionen für die Gewerkschaften 
17.5082.01 

 

In der Interpellation Daniel Goepfert betreffend staatliche Zahlungen an die Wirtschaftsverbände (16.5143.01) 
wurden Subventionen an die Wirtschaftsverbände des Kantons Basel-Stadt thematisiert. Der damalige 
Interpellant fürchtete, dass staatliche Gelder zur Finanzierung eines Wahlkampfes zweckentfremdet werden. Aus 
der Antwort des Regierungsrates ist zu entnehmen, dass diese Befürchtung unbegründet war und die 
Wirtschaftsverbände mit den staatlichen Zahlungen, die sie erhalten, ausschliesslich wichtige 
betriebswirtschaftliche Aufgaben erfüllen, welche insbesondere den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
zugutekommen.   

Aus Transparenzgründen interessiert sich der Interpellant nun für die staatlichen Zahlungen an die 
Gewerkschaften. Es stellt sich hierbei die Frage, wofür die einzelnen Gewerkschaften staatliche Leistungen 
beziehen.  

1. In welchen Bereichen erachtet es der Regierungsrat als Staatsaufgabe, die Gewerkschaften zu 
subventionieren? Was sind die jeweiligen Gesetzesgrundlagen? 

2. Welche Zahlungen erhalten die Gewerkschaften Unia, VPOD, Syna, syndicom, FSS, IGA und Nautilus 
International (bitte einzeln aufschlüsseln)? 

3. Gibt es weitere Arbeitnehmerverbände, welche subventioniert werden? 

4. Welche Leistungen erbringen die Gewerkschaften als Gegenleistung für diese Zahlungen? 

5. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass die Gewerkschaften diese Gelder nicht für Abstimmungs- und 
Wahlkämpfe zweckentfremden? 

6. Hat der Regierungsrat bei den Sparmassnahmen im Jahr 2015 (Entlastungspaket) Kürzungen bei den an 
die Gewerkschaften geleisteten Zahlungen geprüft? 

Pascal Messerli 

 

 

 


